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Zusammenarbeit in Bioökonomie
Deutsch-argentinischer Workshop zum Zukunftsthema
(V.l.n.r.) Águeda Menvielle, Bernhard Graf von Waldersee und Augusto Paes Leme Canguçú. (Foto: mincyt)
Buenos Aires (AT/mc) – Die Zusammenarbeit zwischen Deutschland und Argentinien in Sachen Wissenschaft und Forschung hat in den letzten Jahren an Intensität zugenommen. Die Eröffnung der Max-Planck-Partnerinstituts für Biomedizin in Buenos Aires sowie das neue deutsch-argentinische Hochschulzentrum belegen dies. Im Zeichen des bilateralen Austausches haben beide Länder vor wenigen Tagen mit einem Workshop zum Thema „Bioökonomie“ nun ein neues Feld betreten. Unter dem Begriff versteht man eine Wirtschaftsform, die auf der nachhaltigen Nutzung von biologischen Ressourcen wie Pflanzen, Tieren und Mikroorganismen basiert.
„Die Arbeitstagung steht im Rahmen der erfolgreichen Kooperation zwischen Argentinien und Deutschland, die bereits seit 45 Jahren gepflegt wird“, formulierte Águeda Menvielle, die im argentinischen Forschungsministerium für internationale Beziehungen zuständig ist, zum Auftakt des zweitägigen Treffens in den Räumen der deutsch-argentinischen Handelskammer (AHK). Ziel des Workshops war es, Ideen auszutauschen und neue Möglichkeiten der Zusammenarbeit auszuloten.
Menvielle erläuterte in Gegenwart mehrerer aus Deutschland angereister Wissenschaftler die prioritären Felder der Zusammenarbeit, auf die sich beide Länder während des Besuch des argentinischen Wissenschaftsministers Lino Barañao bei dessen deutscher Amtskollegin Johanna Wanka im Vorjahr verständigt haben: Ingenieurswesen, Umwelt, Biomedizin und eben Bioökonomie. Es gelte, konkrete Projekte zu definieren, die dann auf bilaterale Weise finanziert würden, so Menvielle. Dies soll im Rahmen einer Ausschreibung bis zum 31. Juli erfolgen.
Der deutsche Botschafter Bernhard Graf von Waldersee hob die Bedeutung der Bioökonomie hervor. Sie berühre verschiedene Branchen und Bereiche, die für die Zukunft maßgebend seien: Industrie, Landwirtschaft, Umwelt, Forschung und Entwicklung. Bei der Gelegenheit hob von Waldersee hervor, dass Argentinien auf dem Feld der wissenschaftlichen Zusammenarbeit für Deutschland ein sehr wichtiger Partner sei – und das nicht erst seit Kurzem.
Augusto Paes Leme Canguçú, der Vizepräsident der AHK, würdigte die Bedeutung von Wissenschaft und Forschung: „Innovation ist entscheidend, um wettbewerbsfähig zu bleiben. Forschung und Entwicklung neuer effiziente Technologien, die zum Ziel haben, die natürlichen Ressourcen zu nutzen und negative Effekte auf die Umwelt meiden, sind unverzichtbar, um auf lange Sicht gesellschaftlichen Wohlstand zu sichern.“ Bei der Tagung gehe es vor allem darum, den Dialog über die neuesten Trends und Entwicklungen wie der Bioökonomie zu fördern.
Um Bioökonomie zu ermöglichen, sind hochinnovative Nutzungsansätze notwendig, wie das Bundesforschungsministerium auf seiner Internetseite erläutert. Zwischen 2010 und 2016 werden im Rahmen der „Nationalen Forschungsstrategie BioÖkonomie 2030“ der Bundesregierung 2,4 Milliarden Euro für Forschung zur Umsetzung einer wissensbasierten Bioökonomie zur Verfügung gestellt.
Ziel der Bundesregierung sei es, mit Forschung und Innovation einen Strukturwandel von einer erdöl- hin zu einer bio-basierten Industrie zu ermöglichen, der mit großen Chancen für Wachstum und Beschäftigung verbunden ist. Zugleich soll auf diesem Wege international Verantwortung für die Welternährung, die Rohstoff- und Energieversorgung aus Biomasse sowie für den Klima- und Umweltschutz übernommen werden. Für die weitere Entwicklung zu einer wissensbasierten, international wettbewerbsfähigen Bioökonomie werden daher mit der Forschungsstrategie fünf prioritäre Handlungsfelder gesetzt: weltweite Ernährungssicherheit, nachhaltige Agrarproduktion, gesunde und sichere Lebensmittel, industrielle Nutzung nachwachsender Rohstoffe sowie Energieträger auf Basis von Biomasse.
Um Zielkonflikte zwischen diesen Handlungsfeldern aufzulösen, werden ganzheitliche Ansätze gefordert, die ökologische, wirtschaftliche und gesellschaftliche Belange gleichermaßen berücksichtigen und im Sinne nachhaltiger Lösungen integrieren. Dabei müsse die globale Ernährungssicherheit vor industriellen und energetischen Nutzungsformen Vorrang haben, so das Bundesforschungsministerium.
Argentinien
„Spiegel“: Bonn sympathisierte mit Militärs
Rolle der Regierung Schmidt gegenüber argentinischer Diktatur untersucht
Ex-Bundeskanzler Helmut Schmidt (r.), hier mit Staatsminister Hans-Jürgen Wischnewski. (Foto: AP)
Hamburg/Buenos Aires (AT/mc) – Die sozialliberale Bundesregierung unter Kanzler Helmut Schmidt hat mit der argentinischen Militärjunta sympathisiert. Dies jedenfalls berichtet „Der Spiegel“ in seiner Online-Ausgabe. Das Hamburger Nachrichtenmagazin kommt zu diesem Schluss nach Auswertung von Akten des Auswärtigen Amtes. Fazit: Die Bundesregierung habe früh von den Gräueln gewusst und geschwiegen.
„Der Spiegel“ nimmt Bezug auf Aussagen des damaligen deutschen Botschafters in Buenos Aires, Jörg Kastl, der erklärt habe, die Machtübernahme der Militärs im Jahr 1976 sei der „einzig gangbare Weg“. Der in dem Artikel namentlich nicht erwähnte für Lateinamerika zuständige Abteilungsleiter aus dem Auswärtigen Amt (AA) schrieb, Bonn sei „am Bestand der Regierung Videla interessiert“.
Staatsminister Karl Mörsch (FDP) wird mit den Worten zitiert, die Militärs seien ganz sicher „keine zynischen Diktatoren“. Zu diesem Schluss sei er nach einem Besuch in Buenos Aires gekommen.
„Der Spiegel“ moniert, dass eine Aufarbeitung der Rolle der Bundesrepublik bisher unterblieben sei. Immerhin habe das Auswärtige Amt einen Großteil seiner Akten nun freigegeben. Aus diesen ergebe sich jedoch die Frage, ob die Bundesregierung entschieden genug gegen das Morden vorgegangen sei.
Während Schmidt öffentlich erklärt habe, die Beachtung der Menschenrechte und der Schutz der Deutschen in Argentinien sei „ein vordringliches Anliegen“, habe intern die Devise von Abteilungsleiter Karl-Alexander Hampe gegolten: „Unser Einsatz in der Menschenrechtsfrage sollte nicht so weit gehen, dass er zu einer entscheidenden und nachhaltigen Beeinträchtigung des deutsch-argentinischen Verhältnisses führte.“
Laut dem „Spiegel“-Bericht sei die Bundesregierung spätestens seit 1980 darüber informiert gewesen, dass die Diktatur ihre Gegner töten und aus Flugzeugen in den Rio de la Plata oder ins Meer werfen ließ. Ein Junta-Mitglied habe gegenüber einem deutschen Diplomaten: „Natürlich seien die Verschwundenen nicht mehr vorhanden, er könne aber auch nicht behaupten, dass sie getötet seien, denn die nächste Frage würde dann lauten: ‚Wo sind die Leichen, wo sind die Gräber?‘“
Das Nachrichtenmagazin geht von 30.000 Menschen aus, die durch die Junta ermordet wurden, darunter 74 Deutsche und Deutschstämmige. Die staatliche Untersuchungskommission Conadep nimmt die Zahl der insgesamt Getöteten mit 9000 Getöteten an. Andere Schätzungen bewegen sich zwischen 7400 und 6500 Fällen und beziehen sich auf die ausgezahlten Entschädigungen.
Zum Thema passend bringt das Erste Deutsche Fernsehen (ARD) am 5. Juni (Donnerstag) um 22.45 Uhr den Dokumentarfilm „Das Mädchen - Was geschah mit Elisabeth K.?“ von Grimmepreisträger Eric Friedler. Es geht dabei um die deutsche Studentin Elisabeth Käsemann, die im März 1977 in Buenos Aires von der Junta verschleppt wurde. Ein Jahr vor der Fußball-WM in Argentinien will die Bundesregierung Interventionen beim Ausrichter und Wirtschaftspartner vermeiden. Auch der Deutsche Fußballbund bereitet sich auf die WM vor: Ende Mai 1977 reist die Nationalmannschaft zu einem Freundschaftsspiel nach Argentinien, als in der deutschen Botschaft die Nachricht vom Tod Käsemanns eingeht.
Welche Rolle spielte damals das Auswärtige Amt? Wie unpolitisch darf Sport sein? Das sind die Fragen, um die sich die Doku dreht. Erstmals äußern sich Politiker wie Ex-Staatsministerin Hildegard Hamm-Brücher, Sportler wie Karl-Heinz Rummenigge und Paul Breitner sowie Überlebende der Junta zu den Geschehnissen. http://www.ardmediathek.de/
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Verwirrung im Fall Milani
Die Vergangenheit von Heereschef César Milani beschäftigte in den vergangenen Tagen einmal mehr die Öffentlichkeit. Konkret geht es derzeit um die Frage, ob die Ermittlungen gegen den heutigen Generalleutnant wegen des Vorwurfs der Festnahme und Folter von Pedro Olivera und dessen Sohn Ramón Alfredo im Jahr 1976 in La Rioja weitergeführt werden. Der Fall ist verwirrender denn je. Bei den Beteiligten scheinen die Nerven blank zu liegen. Die jüngste Aufregung entzündete sich, als hiesige Zeitungen übereinstimmend berichteten, der zuständige Staatsanwalt Michel Horacio Salman habe gefordert, die Ermittlungen wegen Verjährung auszusetzen. Milani habe sich nicht im Sinne des Strafgesetzbuches schuldig gemacht. Dies rief eine scharfe Reaktion des Zentrum für juristische und soziale Studien (CELS) hervor. Dessen Vorsitzender Horacio Verbitsky erklärte, das Ansinnen des Staatsanwalts weise „starke Rechtsfehler“ auf. Salman verletze seine Amtspflichten. Milani trat daraufhin selbst mit einer Erklärung an die Öffentlichkeit. Er sieht sich zu Unrecht an den Pranger gestellt. Schließlich seien die zur Rede stehenden Vorgänge außerhalb seines Dienstbereiches geschehen. Die Verwirrung war komplett, als der Staatsanwalt am Montag gegen-über der Zeitung „El Independiente“ dementierte, die Einstellung des Verfahrens gefordert zu haben. Eine solche Forderung könne sich nur auf bereits Angeklagte in einem Prozess beziehen, und dies treffe auf Milani nicht zu, so Salman. Bislang gebe es aber keine Beweise, die eine Beteiligung Milanis an illegaler Repression bewiesen. Der Staatsanwalt sprach sich gleichwohl für eine Fortsetzung der Untersuchung aus.
Posse um Papstschreiben
Posse um ein Schreiben von Papst Franziskus an Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner zum morgigen Nationalfeiertag. Hauptakteur des kuriosen Geschehens war Guillermo Karcher, im Vatikan zuständig für protokollarische Angelegenheiten. Der Geistliche aus Argentinien meinte am Donnerstag gegenüber dem TV-Sender C5N, das am 15. Mai formulierte Telegramm, in dem der Papst zu friedlichem Miteinander und konstruktivem Dialog aufruft, sei eine Fälschung. Karchers Erklärung wurde durch einige Merkwürdigkeiten in dem Schreiben unterstützt: So duzte der Papst die Präsidentin darin. Zudem gab es einige Rechtschreibfehler, und das Siegel des Vatikans fehlte. Am Freitagmorgen dann aber die Kehrtwende in der Angelegenheit. Der Vatikan erklärte auf einmal die Echtheit des Textes. Karcher selbst meinte, es handele sich um ein routinemäßiges Schreiben des Pontifex zum Nationalfeiertag. Die Missverständnisse seien entstanden, da es in Form eines Telegramms übermittelt worden sei. Schließlich bestätigte auch der Papst in einem Telefonat gegenüber Juan Pablo Cafiero, dem argentinischen Botschafter beim Vatikan, die Authentizität des Textes. Dabei beschwerte sich der Papst über den Stil „einiger Medien“, Konflikte aufzubauschen.
„Clarín“-Teilungsplan
Das Urteil zur Verfassungsmäßigkeit des neuen Mediengesetzes hat die „Clarín“-Gruppe hart getroffen. Der Medienriese muss sich verkleinern bzw. aufsplittern, um den Anforderungen des neuen Gesetzes zu entsprechen. Um diese Aufteilung nicht der Regierung zu überlassen, hat der Konzern nun einen Plan vorgelegt, der die Schaffung von sechs voneinander unabhängigen Unternehmen vorsieht. Eines davon soll an Ernestina Herrera de Noble, die Witwe des „Clarín“-Gründers Roberto Noble, und Héctor Magnetto, den bisherigen Vorstandschef der „Clarín“-Gruppe, gehen. Das Paket beinhaltet den Großteil des Kabelfernsehanbieters „Cablevisión“. Aber auch die beiden anderen Großaktionäre Lucio Pagliaro und José Aranda sollen nicht leer ausgehen. Sie bekämen verschiedene TV- und Radiosender wie „Todo Noticias“, „El Trece“ und „Radio Mitre“ sowie die Printmedien „Clarín“ und „Olé“. Die weiteren vorgesehenen neuen Unternehmen beinhalten weitere Teile von „Cablevisión“ sowie TV- und Radiosender, teils im Landesinneren. Es ist indes noch offen, wer die Eigentümer sein sollen. Nun liegt die Entscheidung über den Teilungsplan bei staatlichen Stellen: der nationalen Wertepapierkommission (CNV) und der Rundfunkkontrollbehörde (Afsca).
Boudou verteidigt sich
Die möglichen Verwicklungen von Vizepräsident Amado Boudou in den „Ciccone-Skandal“ beschäftigen weiter die Öffentlichkeit. Nachdem das Kammergericht für Strafsachen den Antrag Boudous auf Verfahrenseinstellung abgelehnt hatte, sah sich der Politiker veranlasst, in der regierungsfreundlichen Polit-Talkshow „6,7,8“ öffentlich Stellung zu beziehen. Laut der Zeitung „Clarín“, die seit seit zwei Jahren Boudou an den Pranger stellt, habe dieser direkt Order von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner bekommen, sich im Fernsehen zu verteidigen. In der Sendung hob Boudou hervor, dass sich bislang noch kein einziger der gegen ihn erhobenen Vorwürfe erhärtet habe. Er äußerte zudem den Wunsch, dass das Verfahren, das ausschließlich auf Hypothesen gründe, bald zu einem Abschluss komme. Boudou wiederholte seine Sicht, Opfer einer Medienkampagne zu sein. Konkret geht es bei den Ermittlungen um die Frage, inwieweit Boudou seine einstige Stellung als Wirtschaftsminister ausgenutzt habe, um bei der Übernahme der Druckerei „Ciccone“ durch die Firma „The Old Trust“ persönliche Vorteile zu erzielen.
Drogen-Pizzeria
Eine Drogenhändlerbande hat in Buenos Aires eine Pizzeria als Umschlagplatz genutzt. Die drei festgenommenen Dealer hätten Päckchen mit Marihuana und Kokain in Pizzen versteckt und unter dem Spezialangebot „Dolores Fonzi“ verkauft, berichtete die Zeitung „Clarín“. Dolores Fonzi ist die Schauspielerin, die sich kürzlich in einer Zeitschrift zu ihrem regelmäßigen Marihuanakonsum bekannte. Die Polizei beschlagnahmte neben den Drogen auch 22 Fotokopien des Titelblattes, auf dem Fonzi mit einer Marihuanapflanze in der Hand zusehen war. Sie lagen in der Pizzeria aus, um Kunden auf das Angebot hinzuweisen. Die Pizza kostete 100 Pesos und enthielt drei Drogenpäckchen. (AT/mc/dpa)
Meinung
Oberstes Gericht im Visier
Der unerwartete Tod der Richterin Carmen Argibay hat die künftige Zusammensetzung des Obersten Gerichtshofs (Spanisch „Corte Suprema de la Nación“) in das Blickfeld der Öffentlichkeit gebracht. Anstatt bisher sieben Mitglieder wird das Gericht nun von sechs betreut. Das sind Ricardo Lorenzetti als Vorsitzender, Elena Highton, Juan Carlos Maqueda, Carlos Fayt, Enrique Petracchi und Eugenio Zaffaroni. Fayt und Pertracchi wurden zur Zeit von Präsident Raúl Alfonsín ernannt, Maqueda von Interimspräsident Eduardo Duhalde, Argibay, Highton, die beide ersten Frauen im Gericht, sowie Zaffaroni von Néstor Kirchner.
Seither hat der Oberste Gerichtshof stets seine Position als dritte Gewalt im Staat, neben Exekutive und Kongress verteidigt, zuweilen gegen die Wünsche der Regierung, andere Male im Einklang. Argibay hatte den Rechtsgrundsatz „non bis in idem“ stets verteidigt, laut dem niemand zwei Mal für das gleiche Delikt bestraft werden darf.
Das Gesetz 26.183 hatte 2006 bestimmt, dass der Oberste Gerichtshof nur fünf Mitglieder beherbergen soll, so dass zwei der bestehenden sieben Mitglieder nicht ersetzt werden, was jetzt nach dem Tod von Carmen Argibay erstmals geschah. Der Gerichtshof entscheidet jetzt mit einer Mehrheit von vier zu zwei. Im Fall eines Patts muss weiter verhandelt werden.
Der meist regierungstreue Richter Eugenio Zaffaroni hat schon angekündigt, dass er vor Jahresende ausscheidet, nachdem er die Altersgrenze von 75 erreicht, die insbesondere der 96-jährige Carlos Fayt dank einem Spruch seiner Kollegen nicht einhält. Ohne Zaffaroni besteht der Gerichtshof mit den gesetzlich vorgeschriebenen fünf Mitgliedern.
Sollte Petracchi aus Krankheitsgründen demnächst ausscheiden, wie es heißt, dann müsste die Regierung einen Nachfolger ernennen, der allerdings mit einer Zweidrittelmehrheit im Senat bestätigt werden muss, über die die Exekutive derzeit nicht verfügt. Sie könnte bei einem Ausscheiden eines weiteren Mitglieds, etwa Fayt mit 96 Jahren, der Opposition einen Kompromiss vorschlagen, indem die Exekutive einen Nachfolger und die Opposition einen anderen vorstellt, ein durchaus mögliches politisches Geschäft in Hinblick auf die gegen Ende 2015 ausscheidende Präsidentin Cristina Kirchner, der eine zweite Wiederwahl im Vorjahr nach den landesweiten Parlamentswahlen verwehrt wurde, weil sie die verfassungsmäßig vorgeschriebene Zweidrittelmehrheit im Kongress nicht erreicht, die für die Einberufung einer verfassunggebenden Versammlung notwendig ist.
Inzwischen hat der Oberste Gerichtshof nach dem Tod von Carmen Argibay seine Unabhängigkeit in der von der Verfassung vorgeschriebenen Gewaltenteilung der Exekutive, Legislative und Justiz bestätigt. Die Regierung betreibt im Kongress die Ernennung von stellvertretenden Richtern (Spanisch „conjueces“) für den Fall, dass ein Mitglied des Obersten Gerichtshofes zeitweise ersetzt werden muss, bis ein Nachfolger ernannt ist oder die Abwesenheit wegen Krankheit überwunden ist. Der Oberste Gerichtshof hat sich dagegen für die geltende Rechtsordnung ausgesprochen, laut der im Fall einer Abwesenheit eines Gerichtsmitgliedes einer der Vorsitzenden der Bundesberufungskammern ausgelost werden muss, damit er sich mit dem betreffenden Gerichtsfall beschäftigt, konträr zur Meinung der Präsidentin, laut der dafür einer der stellvertretenden Juristen in Frage käme. Diese stellvertretenden Richter wurden dieser Tage von der Exekutive ernannt. Solange sie nicht für einen konkreten Rechtsfall einberufen werden, stehen sie im Abseits. Mit diesem Beschluss hat der Oberste Gerichtshof abermals seine Unabhängigkeit ratifiziert. Für eine Republik mit drei autonomen Gewalten im Staat, wie es die Verfassung vorschreibt, hat der Oberste Gerichtshof die republikanischen Grundsätze bestätigt und dem Vormarsch der Exekutive einen Riegel vorgeschoben. Gut so.
Meinung
Chance für Europa
Von Stefan Kuhn
In Großbritannien, Irland und den Niederlanden hat sie schon stattgefunden, der Rest der Union wählt am Wochenende. Die Rede ist von den Wahlen zum Europäischen Parlament, nach Indien die zweitgrößten demokratischen Wahlen auf der Erde. In den 28 EU-Staaten sind rund 400 Millionen Menschen wahlberechtigt. Sie wählen 751 Parlamentarier, von denen Deutschland als bevölkerungsreichster EU-Staat 96 Abgeordnete stellt. Österreich schickt 18 Parlamentarier nach Straßburg, die kleinsten Staaten Luxemburg, Estland, Zypern und Malta je sechs.
Das Europäische Parlament wird seit 1979 für fünf Jahre direkt gewählt. In einigen Ländern gibt es Sperrklauseln, die teilweise gar nicht nötig sind. So gilt etwa in Slowenien eine Fünfprozenthürde für die acht zu vergebenden Sitze. Mit einem Stimmenanteil von fünf Prozent hätte man proportional nicht einmal Anrecht auf einen halben Sitz.
In Griechenland, Belgien und Luxemburg besteht Wahlpflicht. Doch auch das hat kaum Einfluss auf die geringe Wahlbeteiligung. EU-weit lag sie bei den letzten Wahlen 2009 bei 43 Prozent, so viel wie in Deutschland. Schlusslicht war die Slowakei mit 19,6 Prozent, aber auch in Litauen und Polen gingen weniger als ein Viertel der Wahlberechtigten an die Urnen.
Die Europawahlen waren lange Zeit reine Protestwahlen, bei denen man seinen Unmut über die nationale Regierung oder die etablierten Parteien gefahrlos ausdrücken konnte. Das EU-Parlament war ja machtlos. So zogen 1989 die rechtsextremen deutschen Republikaner mit 7,1 Prozent ins Europaparlament ein. Ähnliches könnte am Sonntag wieder geschehen. Die europakritische Alternative für Deutschland (AfD), die bei den Bundestagswahlen vom vergangenen Oktober nur knapp gescheitert ist, liegt in den Umfragen bei fünf bis sieben Prozent. Ihr Einzug ins Europäische Parlament ist sicher, denn die Sperrklausel musste nach einem Urteil des Bundesverfassungsgerichts abgeschafft werden. Dadurch dürfte sogar die FPD, sie stagniert bei drei Prozent, mit drei bis vier Abgeordneten vertreten sein.
Insgesamt rechnet man mit einer Stärkung der europakritischen Parteien im Straßburger Parlament. Das ist auch gut, denn der Euroskeptizismus ist eine ernstzunehmende Strömung in allen EU-Ländern. Dies zeigt auch, dass die Wähler das Parlament ernster nehmen und dass sie ihre Interessen dort vertreten haben wollen.
Einfach werden es die Euroskeptiker allerdings nicht haben. Manche, wie die deutsche AfD, wollen die EU nicht abschaffen, sondern weniger Macht für Brüssel. Andere, wie die britische UKIP, wollen sie verlassen. Dann gibt es noch Nationalkonservative wie die polnische Kaczynski-Partei PiS oder die britischen Konservativen, Separatisten wie die italienische Lega Nord, rechtspopulistische Parteien wie die österreichische FPÖ, rechtsextreme wie die französische Front National (FN) oder antisemitische wie die ungarische Jobbik. Aus denen eine schlagkräftige Fraktion zu machen, ist ein sinnloses Unterfangen.
Jobbik hat gute Chancen, in Ungarn zweitstärkste Kraft zu werden, die UKIP in Großbritannien oder die Front National in Frankreich könnten sogar stärkste Partei in ihren Ländern werden. Zusammenarbeiten werden sie wohl kaum. Der FN etwa, die bisher als extrem rechte, rassistische Partei wahrgenommen wurde, distanziert sich deutlich von der ungarischen Jobbik. Die „gemäßigt“ fremdenfeindliche FPÖ will mit beiden nichts zu tun haben.
Wie weit die Ablehnung der EU-Institutionen dieser und anderer Parteien geht, sieht man auch daran, dass weder die Fraktion der Europäischen Konservativen und Reformisten (ECR), denen unter anderen die britischen Konservativen und die polnische PiS angehören, noch die Fraktion Europa der Freiheit und Demokratie (EFD) mit UKIP, Lega Nord u.a. einen Spitzenkandidaten aufgestellt haben. Dies würde ja bedeuten, die EU zu akzeptieren.
Der Spitzenkandidat bzw. -kandidatin ist ein Novum bei diesen Wahlen. Die Wähler entscheiden bei dieser Personalie über den künftigen Präsidenten der EU-Kommission, also den Chef der EU-Verwaltung. Die heute geltenden EU-Verträge von Lissabon sind in dieser Hinsicht zwar etwas schwammig formuliert, aber der aus den Regierungschefs der Mitgliedsstaaten bestehende Europäische Rat wird das Wählervotum wohl kaum ignorieren können. Favoriten für den Posten sind der deutsche EU-Parlamentspräsident Martin Schulz (SPD), der für die Fraktion Progressive Allianz der Sozialdemokraten (S&D) antritt, und der von der christdemokratischen Europäischen Volkspartei (EVP) aufgestellte Luxemburger Jean-Claude Juncker, langjähriger Regierungschef seines Landes und Chef der Euro-Gruppe. Chancen als Kompromisskandidat hat vielleicht noch der Belgier Guy Verhofstadt, der Spitzenmann der liberalen Fraktion ALDE. Das grüne Spitzenduo Franziska „Ska“ Keller aus Deutschland und der Franzose José Bové sind wohl ebenso Zählkandidaten wie der Grieche Alexis Tsipras von der Europäischen Linken.
Die deutsche Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) hat bereits verkündet, es bestehe „kein Automatismus“ zwischen der EU-Wahl und der Wahl des Kommissionspräsidenten. Das mag zwar formaljuristisch stimmen, denn die Regierungschefs haben das Vorschlagsrecht für den Kandidaten, der dann vom EU-Parlament gewählt wird. Vielleicht wollte Merkel ja das Parlament unter Druck setzen, damit sich die Abgeordneten schon im Vorfeld auf einen Kandidaten einigen, ansonsten wäre ihr Kommentar eine überflüssige Provokation.
Zwischen Juncker und Schulz wird es wohl ein Kopf-an-Kopf-Rennen geben mit leichten Vorteilen für den Luxemburger. Die absolute Mehrheit von 376 Stimmen wird wohl keiner der beiden erreichen. Beide wollen sich auch nicht von den Rechtspopulisten wählen lassen. Vermutlich werden sich EVP und S&D auf den Spitzenkandidaten mit den meisten Stimmen einigen, denn zwischen beiden Parteien bestehen größere europapolitische Schnittmengen als innerhalb der traditionellen Links-Rechts-Blöcke.
Mit einer schnellen Einigung könnte das EU-Parlament seine Bedeutung gewaltig erhöhen und ein Zeichen für künftige Wahlen setzen.
Meinung
Randglossen
Präsidentin Cristina Kirchner hat dieser Tage ihren Ärger über die Justiz geäußert, weil sie mehrere Schutzrekurse, Spanisch genannt „amparos“, zugunsten privater Kläger gegen Regierungsentscheidungen zugelassen haben. Auch Sicherheitssekretär Oberstleutnant Sergio Berni kritisiert die Justiz zu Recht, weil sie Straßenkundgebungen, die den Verkehr stören, passiv zulassen. Berni ist der einzige hohe Beamte, der gegen solche Kundgebungen vorgeht, sich aber nicht durchsetzen kann, weil die Justiz nicht mitmacht. Das Verkehrschaos, dass bei jeder Unterbrechung des Verkehrs entsteht, führt zu Umleitungen und langen Fahrzeiten. Kein Wunder daher, dass die Fahrer verärgert sind und lauthals protestieren, ohne dass die Justiz zu ihren Gunsten handelt, sondern den Geschehnissen ihren Lauf lässt, abgesehen von der Tatsache, dass regierungsfreundlich gesinnte Richter umstrittene Beamte der Regierung schützt.
Das berüchtigte Memorandum, das Außenminister Héctor Timerman mit der Regierung von Iran zwecks Aufklärung des brutalen Attentats von 1984 gegen das jüdische Hilfswerk AMIA unterschrieb, wurde von einem Gericht als verfassungswidrig verdammt, weil es Aufgaben, die laut Gewaltenteilung in der Verfassung der Justiz und nicht der Exekutive zustehen, an die Exekutive abgibt. Minister Timerman beschloss, gegen den Spruch Berufung beim Obersten Gerichtshof einzulegen, derweil die meisten Sprecher zum Thema in der Politik das Urteil guthießen, weil damit nicht die Exekutive, sondern die Justiz die Ermittlungen über die Drahtzieher und Schuldigen des Massenmordes durchführen wird. Allerdings nach zwanzig Jahren ohne eine Lösung, weil der Iran sich weigert, die betreffenden Personen an Argentinien auszuliefern, Memorandum hin oder her.
Schert Angela Merkel nicht aus und mauschelt einen anderen Kandidaten in den Vordergrund, ist es ziemlich wahrscheinlich, dass der nächste EU-Kommissionspräsident Deutsch spricht. Zwei der Kandidaten sind Deutsche, der Sozialdemokrat Martin Schulz und die Grüne Ska Keller, wobei letztere keine Chancen hat. Auch der liberale Spitzenkandidat Guy Verhofstadt ist der Sprache Goethes mächtig, und der christdemokratische Favorit Jean-Claude Junker aus Luxemburg bestritt seine TV-Duelle gegen Schulz auf Deutsch. Als ein deutscher Moderator ihn für seine Deutschkenntnisse lobte, entgegnete Juncker akzentfrei und trocken: „Ja, Sie reden ja nicht luxemburgisch.“ Nicht nur das macht ihn für den wichtigsten EU-Job geeignet. Doch auch Schulz hat in dieser Hinsicht gute Karten. Neben seiner Muttersprache spricht er Englisch, Französisch, Spanisch, Italienisch und Niederländisch.
Herr Erdogan, derzeit noch Regierungschef der Türkei, ist klüger geworden. Vor einigen Wochen hat er den Kurznachrichtendienst Twitter verbieten lassen - ein sinnloses Unterfangen, das der Oberste Gerichtshof schnell rückgängig machte. Jetzt ist er auf den Trichter gekommen, dass man die „Hashtags“, so nennt man die mit einem # beginnenden Twitter-Schlagwörter, auch für seine eigenen Zwecke nutzen kann. Erdogan nutzte sie für einen Angriff auf das deutsche Nachrichtenmagazin „Der Spiegel“. Ein Spiegel-Redakteur hatte einen Artikel über das Bergwerksunglück im türkischen Soma mit „Scher dich zum Teufel, Erdogan“ betitelt, dem Zitat eines Bergmanns. Seitdem erhält der Redakteur Morddrohungen von Erdogan-Anhängern. Die Beantwortung der Frage, ob die Türkei zu Europa gehört, muss bis auf weiteres verschoben werden. Man täte dem türkischen Volk Unrecht, würde man sie jetzt beantworten.
Wirtschaft
Energieinvestitionen 2003/13
Der Minister für föderale Planung und öffentliche Investitionen und Dienstleistungen, Julio de Vido, der seit Beginn der Regierung von Néstor Kirchner im Amt ist und auch vorher, in Santa Cruz, eng mit ihm zusammengearbeitet hat, gab einen ausführlichen Bericht über die Fortschritte bekannt, die in dieser Periode auf dem Gebiet der Energie erreicht worden sind. Die Zeitung „Página/12“ berichtet ausführlich über dies. Die wichtigsten Aspekte der Darstellung sind folgende:
- In diesem Jahrzehnt wurden 5.500 Hochspannungsleitungen für Strom errichtet, die den Norden des Landes, die Cuyo-Gegend und Patagonien mit dem Rest des Landes verbinden. Die neuen Leitungen bilden einen Ring, der Randprovinzen unter sich verbindet, was einen Ausgleich von jeweiligen Überschüssen und fehlenden Mengen bei der Stromversorgung in den betroffenen Provinzen erlaubt. Das landesweite Verbundnetz wurde dadurch effizienter.
- Dies hat dazu geführt, dass 3,7 Mio. Haushalte dem Stromnetz angeschlossen werden konnten, und auch 320.000 Messgeräte bei Industriebetrieben und Handelsgeschäften eingerichtet wurden, zu denen dann noch 70.000 Messgeräte in landwirtschaftlichen Gegenden hinzukommen.
- Beim Stromkonsum ist der Spitzenwert gegenüber 2003 um 70% gestiegen, und in Haushalten sogar um 143%. Die Kapazität der Kraftwerke wurde um 8.700 MW erweitert, was eine Zunahme von 50% darstellt. Dabei war die Kapazitätserweiterung des Wasserkaftwerkes Yacyretá besonders wichtig, die durch die Pegelerhöhung des Staudammes erreicht wurde. Dieses Jahr kommt noch das Kernkraftwerk Atucha II hinzu, mit 745 Mw.
- Das 2003 geschaffene staatliche Energieunternehmen ENARSA zählt gegenwärtig über 2.300 Mw. Davon entfallen 1.260 Mw auf das Programm der „verteilten Energie“, 560 MW auf das Kraftwerk Ensenada (bei La Plata), 280 Mw auf das Kraftwerk Brigadier Lopez und 200 Mw auf erneuerbare Energien (Windkraftwerke).
- Die Gasfernleitungen wurden um 2.800 km erweitert, was auch eine zweite Leitung unter der Magellanstrasse und die Leitung „Juana de Azurduy“ einschliesst. Die Kapazität der Kompressionsanlagen wurde um 292.000 PS erhöht. Die Erweiterung der Leitungen bezieht sich auch auf die, die neben den bestehenden gelegt wurden, die aber in den gleichen Kompressionsstationen münden. Bei allen Arbeiten wurde der lokalen Industrie Vorrang gegeben.
- Der Staat hat seinen Anteil an der Energieerzeugung von 7% auf 45% erhöht, und private argentinische Unternehmen von 13% auf 30%. Der Anteil des Auslandskapitals ging von 80% auf 20% zurück.
Was Minister De Vido nicht erwähnte, ist die Vernachlässigung der Instandhaltung bestehender Kraftwerke und des Stromverteilungsnetzes (besonders von Edesur und Edenor), die schlampige Wiederaufnahme des Baus von Atucha II, dessen Bau somit eine anormal lange Zeit beansprucht hat, und die Errichtung des Wärmekraftwerkes in Rio Turbio, das sehr teuer ist, wobei das gleichnamige Bergwerk nur ca. 20% der notwendigen Kohle liefern kann. Atucha II wird bei weitem das teuerste Kernkraftwerk der Welt sein, und das Kraftwerk in Rio Turbio wird einen sehr hohen Betriebsverlust einbringen. Bei den Wasserkraftwerken wurden keine Prioritäten eingehalten und auch keine guten Projektstudien durchgeführt. Die Wasserkaftwerke am Fluss Santa Cruz, die jetzt gebaut werden sollen, werden einen sehr teuren Strom erzeugen, weil sie unwirtschaftlich sind, und somit auch die Staatskasse belasten. Es sind, gemessen an den Kosten der KW-Stunde, die schlechtesten Wasserkraftwerke unter einer Liste von ca. 20 möglichen. Schliesslich erwähnte De Vido mit keinem Sterbenswörtchen das hohe und gefährlich zunehmende Ungleichgewicht der Energiebilanz mit dem Ausland, in dem ein totales Fehlen von Planung und eine falsche Energiepolitik zum Ausdruck kommt. Die Energiepolitik der Kirchner-Regierung war gewiss keine Glanzleistung, wie es Minister De Vido darstellt.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 8,075, unverändert gegnüber der Vorwoche und um 23,75% über Ende Dezember 2013. Die ZB-Reserven betrugen zum Donnerstag u$s 28,43 Mrd., gegen u$s 28,37 Mrd. eine Woche zuvor. Der Rofex-Terminkurs lag zum 30. Juni 2014 bei $ 8,241, zum 30. September bei $ 8,855, zum 30. Dezember bei $ 9,485, zum 31. März 2015 bei u$s 10,31 und zum 30. Juni 2015 bei $ 11,21. Der Terminkurs zum 30.12.14 enthält einen Jahreszinssatz von $ 30,61 und der vom 30.6.15 einen von 34,67%. Der Schwarzkurs schloss zu $ 11,80, nachdem er vorher in der Woche um $ 1 gestiegen war. Der Kurs führ Geschäfte, die über staatliche Dollarbonds getätigt werden, die in Buenos Aires und New York gehandelt werden (benannt „contado con liquidiación“) lag bei $ 10,87. Am Mittwoch hat die ANSeS Dollarbonds verkauft, die sie im Portefeuille hatte, um die Hausse auf diesem Markt zu bremsen.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Donnerstag eine Zunahme von 8,70% und ab Ende 2013 eine von 36,80%.
***
Par.Bonds in Pesos verloren gegenüber der Vorwoche 1,05%, lagen jedoch noch um 25,33% über Ende Dezember. Discount-Bonds in Pesos stiegen in einer Woche um 0,72%, und im Laufe des Jahres um 41,41%. Hier hat der neuen Preisindex des INDEC ausgewirkt, auf dessen Grundlage der CER-Koeffizient berechnet wird, mit dem diese Pesopapiere indexiert sind. Global 2017 Arg (in Dollar) fielen un einer Woche um 1,58%, lagen jedoch noch um 1,63% über Ende Dezember. Die neuen Bonar 2024 (in Dollar) fielen in einer Woche um 1,51%, der Boden 2015 um 0,15%, bzw. 2,39% im Laufe des Jahres.
***
Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 223,08 pro Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 221,65) und bei 24 Karat zu $ 510 (Vorwoche: $ 506,80).
***
Am Montag begibt sich Wirtschaftsminister Axel Kicillof nach Paris, um mit dem Pariser Klub zu verhandeln. Wie der gut informierte Journalist Marcelo Bonelli in der Zeitung „Clarín“ berichtet (23.5.14) will er auf alle Fälle zu einem Abkommen gelangen, durch das die ausstehende Schuld zum Teil in bar und zum grösseren Teil in jährlichen Raten gezahlt wird, aber ohne Kontrolle der Staatsfinanzen durch den IWF. In diesem Punkt ist CFK weiterhin unnachgiebig. Kicillof soll bereit sein, die Gesamtforderung des Pariser Klubs ohne Diskussion anzunehmen, was bedeutet, dass mehr gezahlt wird, als es eventuell notwendig wäre. Der Pariser Klub fordert zwischen u$s 9 und u$s 10 Mrd., und die argentinische ZB gelangt auf einen niedrigeren Betrag. 2007 waren es angeblich nur u$s 5,56 Mrd., zu denen dann noch Zinsen hinzukommen, die jedoch laut ZB vom Pariser Klub aufgebläht wurden. Es ist anzunehmen, dass bei einer eingehenden Diskussion über die Zahl, auf alle Fälle etwas gespart werden könnte. Die Sturheit in der IWF-Frage kostet somit Geld. Wobei auch nicht sicher ist, dass der Pariser Klub auf diesen Vorschlag von Kicillof eingeht, und den IWF bei Seite lässt.
***
Die Kammer des Automobilhandels (Cámara de Comercio Automotor, CCA), gab bekannt, dass im April 126.275 gebrauchte Kfz verkauft wurden, 16,76% weniger als im gleichen Vorjahresmonat, aber 3,88% mehr als im März 2014. In vier Monaten 2014 waren es 549.917 Automobile, Kleinlaster und Lastwagen, 3,88% weniger als im Vorjahr. Für jedes neue Fahrzeug, das im April verkauft wurde, änderten 2,4 gebrauchte den Besitzer. Insgesamt haben somit 179.175 Kfz-Inhaber ein besseres oder ihr erstes Kfz erworben.
***
Der Index der wirtschaftlichen Tätigkeit des Statistischen Amtes (INDEC), bekannt als EMAE („Estimador Mensual de la Actividad Económica“), der eine grobe Schätzung des Bruttoinlandsproduktes ist, lag im März um 0,9% unter Februar und auch unter März des Vorjahres. In den drei vorangehenden Monaten weist der EMAE-Index eine rückläufige Tendenz aus: im Dezember von 0,4% unter dem Vormonat, im Januar und im Februar von je 0,3%. Während der Index bisher auf der Basis der wirtschaftlichen Struktur von 1993 berechnet wurde, wird jetzt 2004 als Ausgangsjahr genommen. Für die Consulting-Firma Orlando Ferreres & Partner ging die wirtschaftliche Tätigkeit im Mätz um 1,4% zurück, und für die Firma Ledesma sogar um 2%.
***
Die ZB hat schliesslich im Jahr 2013 die Überweisung von Dividenden in Höhe von u$s 1,34 Mrd. genehmigt, gegen nur u$s 253 Mio. im Jahr 2012. Allerdings waren es 2011 u$s 4,49 Mrd. und 2010 u$s 4,23 Mrd. Das Kritierum für die Erteilung der Genehmigungen wurde nicht bekanntgegeben. Die Behinderung von Dividendenüberweisungen hemmt Kapitalinvestitionen.
***
Im April 2014 gab es in der Provinz Buenos Aires nur 1.651 Immobilienübertragungen, 76,1% weniger als im April 2013 und 72% weniger als im März 2014, teilt das Kollegium der Notare der Provinz mit. Dieser betonte Rückgang ist in Wesen die Folge des Streiks der Angestellten des Immobilienregisters der Provinz. In Werten waren es im April nur $ 516,5 Mio.
***
Die AFIP hat begonnen, das neue Informatiksystem für das Zollamt, genannt „Malvina“ einzusetzen, das das alte System „María“ ersetzt. Das neue System soll u.a. eine bessere Kontrolle von Containern erlauben.
***
Argentinien war 2013 nach China der zweite Honigexporteur der Welt, mit insgesamt 64.000 t, von denen 67% an die USA geliefert wurden, 8% an Deutschland, 5% an Japan und 20% an weitere Länder. In Argentinien wird Honig, abgesehen von der patagonischen Gegend und dem Hochgebirge der Anden, fast überall erzeugt, und die Produktion könnte ohne Schwierigkeiten viel höher sein.
***
Das Planungsministerium hat durch Beschluss 529/14 den Preis, den die Kraftwerke für den Strom erhalten, um ca. 40% erhöht. Die Zunahme ist von Fall zu Fall unterschiedlich. Die Nettotarife, die die Kraftwerke erhielten, waren stark hinter der Inflation und besonders hinter den Kostenerhöhungen zurückgeblieben. Jetzt kommt noch die Lohnerhöhung für die kommenden Monate hinzu. Die Regierung musste diese Erhöhung verfügen, damit die Unternehmen, die die Kraftwerke betreiben, wenigstens ihre unmittelbaren Kosten decken können. Für eine gute Instandhaltung reicht der Tarif jedoch immer noch nicht aus, geschweige denn, um eine Rentabilität für das investierte Kapital zu schaffen. Wenn dieser höhere Preis ab Kraftwerk nicht auf die Endtarife abgeladen wird, die die Konsumenten zahlen, muss der Staat die Differenz mit höheren Subventionen (an das staatlichen Unternehmen CAMMESA, das den Strom verteilt) beisteuern. Jetzt fehlt noch die unerlässliche Erhöhung der Bruttomargen der Stromverteiler, an erster Stelle Edenor und Edesur, die hohe Verluste aufweisen, die auf Dauer unhaltbar sind. Edenor verlor im 1. Quartal $ 738 Mio., 44% mehr als im Vorjahr, und Edesur $ 1,17 Mrd., 200% mehr als im Vorjahr.
***
Der Internationale Währungsfonds wird am 6. Juni die erste Prüfung des neuen Indices der Konsumentenpreise des Statistischen Amtes (INDEC) einleiten, den die Regierung im Februar vorgelegt hat. Es handelt sich jetzt um eine erste Prüfung, wobei die endgültige erst Anfang 2015 fertig sein wird. Es genügt nicht, dass der IWF sagt, dass dieser Index besser als der bisherige ist, der von Anfang 2007 bis Ende 2013 berechnet wurde. Es ist notwendig, dass der IWF dem Index allgemein eine gute Note ausstellt, damit er glaubwürdig ist.
***
General Motors hat eine Kürzung der Löhne ihrer 2.700 Arbeiter in der Fabrik bei Rosario um 35% ab Juli beschlossen, als Alternative zu einer zeitlich beschränkten Entlassung eines Teils der Belegschaft. Das Problem ist der akute Umsatzrückgang. Die Gewerkschaft opponiert, und weist darauf hin, dass die Löhne durch ein Arbeitsabkommen bestimmt seien, das nicht einseitig aufgehoben werden könne. Zur gleichen Zeit, als die Massnahme bekannt wurde, hat Industrieministerin Debora Giorgi die Geschäftsführer von 9 lokalen Kfz-Fabriken einberufen, um die Lage zu prüfen und Massnahmen zu erwägen, um die Produktion aufrecht zu erhalten. Schon mehrere Fabriken haben zu zeitlich begrenzten und auch unbegrenzten Entlassungen gegriffen.
***
Der Index der Konsumentenpreise der Stadt Buenos Aires weist im April eine Zunahme von 3,1% aus, weniger als die 3,6% vom März. In vier Monaten waren es 16,9%.
***
Argentinien hat mit den USA ein Abkommen über Austausch von Technologie und Information über die Ausbeutung nicht konventioneller Erdöl- und Gaslager unterzeichnet. Das Abkommen wurde von Minister Julio de Vido und dem Unterstaatssekretär für Energie der USA, Daniel Ponieman, unterzeichnet. Das Abkommen bezieht sich auch auf die Art, wie Gemeinschaftsunternehmen beider Länder zusammen wirken können. Pampa Energía stieg um 9,7%, Edenor um 2,6%, Camuzzi Gas Pampeana um 34,6%, Endesa Costanera um 15,8%, Capex um 13,1%, Transener um 9,3%, und Central Puerto um 7,5%.
***
Der Handelsbilanzüberschuss erreichte im April u$s 926 Mio., 6,8% unter dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet das INDEC. In vier Monaten betrug der Überschuss u$s 1.047 Mio., 58% weniger als im Vorjahr. Im April fand eine Erholung nach der katastrophalen Entwicklung des 1. Quartals 2014 statt. Die Exporte betrugen im April u$s 6,40 Mrd., gegen u$s 7,37 Mrd im Vorjahr, und die Importe u$s 5,47 Mrd., gegen 6,39 Mrd. im Vorjahr. Der Exportrückgang konzentriert sich auf Getreide und Ölsaat, sowie Kfz, was zum Teil durch höhere Exporte von Sojamehl und Erdöl ausgeglichen wurde. In vier Monaten lagen die Exporte mit u$s 22,27 Mrd. um 10% unter dem Vorjahr und die Importe mit u$s 21,23 Mrd. um 5% unter dem Vorjahr.
***
Die Quoten der Unternehmen und Institutionen, die medizinische Dienste liefern („prepagas“ benannt) werden im Juni um 9% steigen, teile die Direktorin der Aufsichtsbehörde für Gesundheitsdienste, Liliana Korenfeld, mit. Die Institute hatten 30% gefordert, und sollen im 2. Halbjahr 2014 weitere Erhöhungen erhalten.
***
Wirtschaftsminister Axel Kicillof gab am Mittwoch steuerliche Erleichterungen für Unternehmen bekannt, die sich verpflichten, keine Entlassungen vorzunehmen. Physische und juristische Peronen mit steuerlichen Schulden zum 31. März, können sie in bis zu 24 Monaten tilgen, mit einem Zinssatz von 1,9% pro Monat, sofern sie von da an ihren Steuerpflichten nachkommen und kein Personal entlassen. Laut AFIP-Direktor Ricardo Echegaray befinden sich 1,26 Mio. Steuerzahler in dieser Lage, die insgesamt $ 36,6 Mrd. schulden, von denen 46% auf Sozialbeiträge, 25% auf MwSt., 15,2% auf Gewinnsteuer und 12,4% auf Zölle entfallen. Gleichzeitig wurde der Höchstumsatz von $ 10 auf $ 30 Mio. jährlich erweitert, bis zu dem Unternehmen sich Zahlungsplänen in 6 Monatsraten anschliessen können.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Beim Automobilbauer BMW rückt die Entscheidung über das neue Werk in Mexiko näher. Mitte Juli solle diese fallen, berichtet die Branchenzeitung «Automobilwoche». Zur Wahl ständen die mexikanischen Bundesstaaten Hidalgo und San Luis Potosí. Für ein Werk in Hidalgo spreche die Nähe zu Puebla mit der gut ausgebauten Zulieferer-Infrastruktur. Zudem liege der Standort auch in der Nähe zu Mexiko-Stadt, was die Suche nach qualifizierten Arbeitskräften erleichtert. Für die vollwertige Fabrik in Mexiko, in der voraussichtlich in drei Jahren Fahrzeuge der mittleren Baureihen wie der Dreier vom Band laufen, sei zu Beginn ein Volumen von bis zu 100 000 Einheiten pro Jahr vorgesehen. Im Herbst 2013 hatte der mexikanische Wirtschaftsminister Ildefonso Guajardo gesagt, dass die Regierung mit BMW und dem südkoreanischen Hersteller Hyundai über die Ansiedelung von neuen Werken verhandelt. (dpa)
***
Die Bank von Mexico hat ihre Schätzung der Zunahme des Bruttoinlandsproduktes für 2014 von bisher 3% bis 4% auf 2,3% bis 3,3% zurückgeschraubt. Die mexikanische Wirtschaft wurde im 1. Quartal 2014 besonders durch ein geringeres Wachstum der USA betroffen.
***
Geschäftsnachrichten
Barrick
Dieses multinationale Bergbauunternehmen teilt in einer bezahlten Anzeige mit, dass das Objekt Veladero (Kupfererz, Gold und verschiedene Metallerze), das im Jahr 2005 in Betrieb genommen wurde, 34% des Bruttoinlandsproduktes der Provinz San Juan darstellt. Das erklärt auch, warum Gouverneur José Luis Gioja den Bergbau so energisch verteidigt, gegenüber Umweltaktivisten u.a. 1.100 Unternehmen des Landes sind für Barrick tätig, die 2013 Aufträge im Wert von $ 4,5 Mrd. erhielten. Dieses Jahr beabsichtigt die Firma, weitere $ 3,2 Mrd. zu investieren. Der Bergbau findet hier im Hochgebirge statt, auf 4.100 Meter Höhe, und verursacht überhaupt keine Wasserverschmutzung, und stört auch sonst die Bevölkerung der Provinz nicht, die in den Tälern, der Stadt San Juan und in Dörfern, in weiter Entfernung, wohnt.
Fibertel
Dieses bedeutende lokale Internet-Unternehmen wurde von der Regierung von den Beratungen der Nationalen Kommission für Internetpolitik (CAPI) ausgeschlossen. Fernverbindungssekretär Norberto Berner erklärte, Fibertel sei ausgeschlossen worden, weil es keine Lizenz für den Internetdienst habe. Das stimmt jedoch nicht. Der Beschluss 100 vom August 2009 des Planungsministeriums, der der Firma die Lizenz willkürlich entzog und ihr 90 Tage gab, um die Kunden auf andere Dienstleister zu übertragen, wurde von der Justiz aufgehoben. Fibertel ist das Unternehmen der Branche, das im 1. Quartal 2014 am meisten neue Kunden aufgenommen hat. Es waren 14.000, gegen 7.000 von Telecom (Arnet) und einem Rückgang von 1.300 bei Telefónica. Dennoch steht Telefónica mit 1,73 Mio. Kunden an erster Stelle, knapp vor Fibertel mit 1,71 Mio.
IRSA
Dieses Unternehmen, das von Eduardo Elzstain kontrolliert wird und sich mit Entwicklung von grossen Immobilienprojekten und der Betreibung von Shopping-Centern befasst, gab den Verkauf eines Gebäudes von 1.565 qm (einschliesslich Garagen), benannt „Bouchard Plaza“, an der „Plaza Roma“ der Bundeshauptstadt, für u$s 7,68 Mio. bekannt. Der Käufer wurde nicht bekannt gegeben.
Abbott
Dieses US-Pharmaunternehmen hat mehrere Betriebe der Branche übernommen, die in Argentinien bisher von „Laboratorio Internacional Argentino“ betrieben wurden. Es handelt sich dabei um Northia, Fada, Efiderma und Atlas. Diese Übernahme ist eine direkte Folge des Kaufes der chilenischen CFR Pharmaceuticals (in Chile als Corporación Famacéutica Recalcine bekannt), für u$s 3,3 Mrd., bei Übernahme einer Schuld von u$s 430 Mio. Somit gehört Abbott jetzt zu den zehn bedeutendesten Pharmaunternehmen in Lateinamerika. Die chilenische Firma erzielte 12% ihres Umsatzes in Argentinien. Vor zwei Jahren hatte sie eine Fabrik für Mittel zur Krebsbekämpfung in Pilar (bei Buenos Aires) und eine weitere im Stadtviertel Liniers eröffnet. Ausserdem zählt die Firma mit Fabriken im Stadtteil Pompeya, im Vorort Quilmes und in La Plata. Abbott betreibt seit Jahrzehnten ein Labor im Vorort Florencio Varela.
Exxon Mobil
Dieses grosse US-Erdölunternehmen, das seinerzeit aus der Aufteilung der Standard Oil hervorging und in Argentinien Esso hiess, teilte am Dienstg die Entdeckung eines grossen nicht konventionellen Gas- und Erdöllagers in der Provinz Neuquén mit, im Gebiet von „Vaca Muerta“, in dem sie eine Konzession für eine bestimmte Fläche erhalten hat. Hier ist die Firma in einem Gemeinschaftsunternehmen mit der provinzeigenen Firma „Gas y Petróleo de Neuquén“ tätig, die ihr vornehmlich politische Rückendeckung gibt. Der Präsident des Unternehmens, Stephen M. Greenlee, erklärte, nicht alle nicht konventionellen Bohrungen seien gleich, weshalb dieser Fall, der ein sehr positives Ergebnis aufwies, ein besonders wichtiges Signal über die Bedeutung des Schieferlagers der Provinz Neuquén sei.
Coca Cola Femsa
Der Generaldirektor dieses mexikanischen Unternehmens, mit zahlreichen Abfüllungsanlagen für alkoholfreien Getränke in Argentinien, John Anthony Santamaría, begleitet vom verantwortlichen Direktor für Lateinamerika, Rafael Suarez Olaguibel, hat Kabinettschef Jorge Capitanich persönlich ein Investtionsprogramm von u$s 80 Mio. bekannt gegeben. Das bezieht sich besonders auf eine neue Abfüllungsanlge in der Fabrik im Stadtviertel „Nueva Pompeya“. Ausserdem wird die Anlage beim Zentralmarkt (an der Ausfahrtstrasse nach Ezeiza), die 2010 errichtet wurde, stark erweitert. FEMSA erreichte 2013 einen Umsatz von $ 11,8 Mio., 5,6% mehr als im Vorjahr, und einen Gewinn von $ 873 Mio., 13,4% unter dem Vorjahr.
Keeway by Zanella
Nach zwei Jahren Präsenz in Argentinien, und nach dem erfolgreichen Modell RK6, das erste grosse in Argentinien montierte Motorrad, konsolidiert Keeway by Zanella seine Präsenz in Argentinien, mit einer weitgefächterten Produktenpalette, die über das Agenturennetz von Zanella vertrieben wird. Die neuen Modelle sind KEE, mit 110 cbcm und 8,4 PS (Preis: $ 10.990), RKS, mit 149 cbcm und 11,7PS ($17.490), RKS GS, MI 199,7 cbcm und 13PS ($ 23.900), TX mit 197 cbcm und 13 PS ($ 22.490), TXM mit 197 cbcm und13 PS ($ 22.490), TXM mit 197 cbcm und 13 PS, Speed Cruiser mit 248,9 cbcm und 20 PS ($ 33.990), RK6 mit 600 cbcm und 82 PS ($ 139.000). Alle Keeway-Produkte zählen mit einer Garantie von zwei Jahren oder 24.000 km.
Borax Argentina
Diese Firma, die von Orocobre Ltd kontrolliert wird, hat eine Fabrik in Tincaleyú, Departement los Andes, im Hochgebirge der Provinz Salta, in Betrieb genommen, die $ 30 Mio. gekostet hat. Die neue Anlage hat eine Kapazität von 24.000 Jato Borax, von dem 95% exportiert wird, zum grössten Teil nach Brasilien. Diese Investition wurde mit einem weichen Kredit des Bicentenario-Planes finanziert.
YPF
Dieses staatlich kontrollierte Unternehmen hat am Mittwoch die Entdeckung eines neuen nicht konventionellen Schieferlagers in der Provinz Chubut bekannt gegeben, das ähnlich wie „Vaca Muerta“ in Neuquén ist. Beiläufig erklärte YPF-Präsident Miguel Galuccio, dass die Beteiligung provinzieller Erdölunternehmen an der Ausbeutung die Investitionen behindere, vor allem bei Projekten, die eine relativ niedrige Rentabilität aufweisen.
QBE La Buenos Aires
Diese Versicherungsgesellschaft, die früher zur Roberts-Guppe gehörte, aber an eine multinationale Firma verkauft wurde, nachdem die Bank Roberts an die HSBC verkauft wurde, die kein Interesse am Versicherungsgeschäft hatte, hat jetzt ein neues Online-System für Versicherungsverträge eingeführt, bei dem über Internet die Bedingungen der Police bekannt werden, und der Vertrag sofort abgeschlossen werden kann. Das „Autoscoring“ erlaubt eine Anpassung der Vertragsbedingungen an jeden Bedarf. Der Versicherte muss dabei über Internet ein Formular ausfüllen. Als Sonderbonus wird all denjenigen, die ein neues Automobil versichern, der volle Wert für zwei Jahre gesichert (bei Diebstahl oder Totalverlust).
Techint
Der Konzern von Techint und Panedile, bei dem die erste federführend ist, hat die Zuteilung des Baus der Gasleitung des Nordostens erhalten, die sich auf 303 km in Formosa erstreckt, mit Röhren von 24 Fuss. Die Zuteilung erfolge zum Gesamtpreis von $ 1,13 Mrd. plus MwSt. Techint hat viel Erfahrung auf diesem Gebiet.
Wirtschaftsübersicht
Der Konflikt zwischen Kicillof und Fábrega hat nur eine Lösung: der IWF
Die Politiker des Kirchnerismus machen sich zunehmende Sorgen über die Rezession, die immer stärker in Erscheinung tritt. Jetzt hat selbst das Statistische Amt (INDEC) zugegeben, dass die Arbeitslosigkeit im 4. Quartal 2013 gestiegen ist, von 6,4% im dritten Quartal auf 7,1%, was mit ziemlicher Sicherheit eine noch höhere Zahl für das erste und zweite Quartal 2014 in Aussicht stellt. Die Entwicklung ist umso bedenklicher, als gleichzeitig die aktive Bevölkerung (diejenigen, die eine Beschäftigung haben, plus diejenigen, die sich um eine bemühen) abgenommen hat, auf 45%, gegen 45,6% im dritten Quartal und 46,1% im zweiten. Das bedeutet, dass eine zunehmende Zahl von Arbeitslosen die Suche aufgegeben haben, so dass sie dann nicht von der Statistik über Arbeitslosigkeit erfasst werden. Die Vollarbeitslosigkeit dürfte jetzt, richtig berechnet, schon bei über 10% liegen, und so etwas spüren die Politiker, die Kontakt mit ihren Wählern pflegen. Hinzu kommt dann noch die Unterbeschäftigung, die von 7,8% auf 8,1% gestiegen ist, und auch die Zunahme der zeitlich befristet Entlassenen (Spanisch „suspendidos“), die nicht als Arbeitslose betrachtet werden. Die Aufnahme vieler Arbeitslosen in die Staatsverwaltung (Nationalstaat, Provinzen und Gemeinden), mit der die Arbeitslosigkeit im letzen Jahrzehnt bekämpft wurde (mit ca. 1 Mio. zusätzlichen unnötigen Staatsangestellten) ist jetzt kaum noch möglich. Da die Privatwirtschaft schon seit einigen Jahren keine zusätzlichen Arbeitsplätze schafft, auch in besseren Jahren nicht, ist es verständlich, wenn in der Regierung und der Regierungspartei zunehmende Sorgen auftauchen.
Obwohl die Politiker der Regierungspartei und besonders die enge Umgebung der Präsidentin, es vermeiden, ihr schlechte Nachrichten zu übermitteln, um sie zu schonen oder auf alle Fälle nicht zu verärgern (den dann könnte der Bote der schlechten Botschaft von ihr gerügt oder sogar entlassen werden), kann ihr die rezessive Entwicklung nicht mehr vorenthalten werden, weil die Politiker spüren, dass etwas getan werden muss. Dass die öffentliche Darstellung der Entwicklung durch CFK an der Wirklichkeit vorbeigeht, ist eine Sache; dass CFK jedoch ihr Märchen selber glaubt, ist etwas ganz anderes.
Wie bekannt wurde, sollen sich der einflussreiche Präsidialsekretär Carlos Zannini, der Leiter der Cámpora-Gruppe, Eduardo „Wado“ de Pedro und auch ihr Sohn Máximo über Kicillof beklagt haben. Für primitive Geister ist immer der Wirtschaftsminister für eine Rezession verantwortlich, wie wenn er sie gewollt oder durch Unfähigkeit provoziert hätte. Doch das Problem ist komplizierter.
Kicillof hat einmal eine Erholung im 2. Halbjahr 2014 in Aussicht gestellt, die auf einer sorgfältigen Arbeit in verschiedenen Bereichen („fine tuning“) beruhe. Das ist ein leeres Versprechen, wohl um Zeit zu gewinnen. Aber im Prinzip soll die Schuld auf ZB-Präsident Fábrega abgeschoben werden, der mit seiner monetären Politik, vor allem den hohen Zinsen, die Rezession provoziert habe. Fábrega soll gekontert haben, dass ihm nichts anderes übrig bleibe, als so zu handeln, wie er es tut, solange der Wirtschaftsminister sich nicht um die Ausmerzunng des Defizites kümmere. Damit wollte er sagen, dass die ZB, wenn sie nicht mehr den Staat finanzieren müsse, sich auch niedrigere Zinsen und eine weniger restriktive Kreditpoltik erlauben könne. Denn dann braucht die ZB nicht so hohe Beträge an Wechseln (Lebac und Nobac) bei den Banken unterzubringen, die die Kreditfähigkeit verringern.
Abgesehen davon, dass die Ausmerzung des Defizites kurzfristig nicht möglich ist, und auch eine spürbare Abnahme in Rezessionszeiten kein leichtes Unterfangten ist, muss die ZB für die Zahlung von Staatsschulden einspringen, die nicht durch Aufnahme neuer Schulden ersetzt werden. Das Schatzamt müsste einen Überschuss aufweisen, um diese Politik ohne Geldschöpfung möglich zu machen, und das ist vorläufig eine Phantasie. Staatsschulden werden auf der ganzen Welt mit der Aufnahme neuer Schulden bezahlt, wobei bestenfalls ein geringer Teil mit eigenen Mitteln gedeckt wird.
Hinzu kommt jetzt der Umstand, dass die Handelsbilanz sich notorisch verschlechtert hat, mit einem Überschuss von nur u$s 125 Mio. im 1. Quartal 2014, gegen u$s 1,5 Mrd. in der gleichen Vorjahresperiode. Besonders die Energiebilanz hat sich verschlechtert. Im April trat eine Besserung ein, mit einem Handelsbilanzüberschuss, der mit u$s 926 Mio. um 6,8% geringer als im gleichen Vorjahresmonat war. Somit lag der Überschuss in vier Monaten mit u$s 1,05 Mrd. um 58% unter dem Vorjahr. Die Importe von Gas, Dieselöl und Heizöl lagen im 1. Quartal trotz Rezession und stark gestiegener Brennstoffpreise, die den Konsum hemmen, um 30,5% über dem Vorjahr. Die Handelsbilanz kann somit voraussichtlich dieses Jahr Defizite bei der Dienstleistungsbilanz und der Kapitalbilanz noch viel weniger ausgleichen als im Vorjahren.
Juan Carlos Fábrega weiss als Pragmatiker und erfahrener Banker, der er ist, sehr genau, dass er die ZB-Reserven schützen muss. Wenn sie zu Ende gehen, dann kommt es zu einem zweiten Default und voraussichtlich auch zu einem Kurssprung, der die ganze Wirtschaft in Unordnung bringt. Er schützt die Reserven einmal mit einer strengen Devisenbewirtschaftung, dann durch Zureden auf die grossen Getreideexporteure, damit sie Devisen abliefern, aber auch durch eine restriktive monetäre Politik, die die Nachfrage nach Devisen verringert. Das führt auch zu geringeren Importen, als direkte Folge der Rezession. So wie die Dinge liegen, bleibt Fábrega kaum etwas anderes übrig, als so zu handeln, wie er es tut. Auch wenn Kicillof ihn fleht, die monetäre Politk aufzuweichen.
Die Rolle des IWF
Die Lösung dieser Quadratur des Kreises, die in Wirklichkeit keine ist, besteht in einer Überwindung der finanziellen Konflikte mit ausländischen Gläubigern. Und das erfordet an erster Stelle eine Rückkehr zum Internationalen Währungsfonds. Es geht hier nicht nur um den Pariser Klub, mit dem die Regierung jetzt wieder verhandelt, um ihn zu überzeugen, dass er die Zahlung der Schuld von an die u$s 10 Mrd. in Raten auch ohne IWF-Überwachung der Staatsfinanzen annimmt. Die Kontrolle der argentinischen Finanzen durch den Fonds, im Rahmen des Artikels IV der Fondstatuten, bedeutet allgemein eine Rückkehr zur internationalen Finanzwelt und zeugt im Prinzip von einem zivilisierten Verhalten. Der IWF würde Argentinien dann auch helfen, um mit den verschiedenen Gläubigern zurechtzukommen. Auf alle Fälle muss verhandelt werden, um Kompromisslösungen zu erreichen. Argentinien kann die versteckten Staatsschulden, die dabei an die Oberfläche kommen, mit Staatspapieren zahlen, muss dabei jedoch vermeiden, dass diese stark unter Pari gehandelt werden, um eine hohe Rentabilität zu erreichen. Der Fall Repsol, wo über eine Milliarde Dollar mehr gezahlt werden musste, um den Kursverlust der Staatspapiere auszugleichen, sollte nicht wiederholt werden. Und dass YPF sich auf den internationalen Finanzmarkt zu 8,75% finanziert, statt zu höchstens 6%, wie es sein sollte, sollte auch ein Ausnahmefall bleiben.
Bei Wiederherstellung normaler Beziehungen zum IWF und einem zivilisierten Verhalten gegenüber den Gläubigern (Holdouts, Kläger vor dem ICSID-Schiedsgericht u.a.) besteht sofort kein Zahlungsbilanzproblem mehr. Die Weltbank hat schon Kredite von u$s 3,4 Mrd. binnen drei Jahren in Aussicht gestellt, die jetzt gesperrt sind, und die Interamerikanische Entwicklungsbank würde sofort den Kredit an Argentinien verdoppeln, nachdem sie ihn dieses Jahr fast halbiert hat. Gelegentlich würden dann wieder weiche Bankkredite für die Finanzierung bitter notwendiger Kapitalgüterimporte gewährt werden, und auch allgemein wäre ein höherer Umfang von Bankkrediten zu erwarten, für allerlei normale Geschäfte. Schliesslich kann dann auch ewartet werden, dass wieder Auslandskapital nach Argentinien kommt. Unter diesen Umständen verschwindet das Zahlungsbilanzproblem, und dann kann auch die monetäre Politik wieder expansiver sein, wie es Minister Kicillof wünscht.
Die Präsenz des Währungsfonds hat gelegentlich eine magische Wirkung. Als 1995 die mexikanische Krise auf Argentinien überschwappte (weshalb die lokale Krise „tequila-Krise“ benannt wurde), hielt der damalige Wirtschaftsminister Cavallo zunächst ein Abkommen mit dem IWF für unnötig. Präsident Menem hielt Unterredungen mit Bankern u.a., die ihm alle die absolute Notwendigkeit eines Standby-Abkommens empfahlen. Menem wies daraufhin Cavallo an, in diesem Sinn zu handeln, und das hatte eine Sofortwirkung auf die Wirtschaft, bei der die Erholung einsetzte. Eine Rückkehr zum IWF, auch ohne Stand-by, würde gewiss die Gemüter beruhigen und viele Geschäfte in Gang setzten, die jetzt stillstehen.
Kein einziger Oppositionspolitiker erwähnt die Regelung der Beziehungen zum Fonds als Voraussetzung für die Lösung der strukturellen und konjunkturellen Probleme des Landes. Man hat den Eindruck, dass sie davon ausgehen, dass der Fonds von den Kirchners bei der Bevölkerung verteufelt worden ist und somit nicht erwähnt werden darf. Eine feige Bande! Schlimmer als das ist die Tatsache, dass die angesehenen Ökonomen, die öffentlich zur Wirtschaftspolitik Stellung zu nehmen pflegen, auch nicht von der Bedeutung des IWF für Argentinien in der gegenwärtigen Lage reden, und statt dessen allerlei andere Themen in den Vordergrund stellen, die sekundär sind.
Die andere Bedingung einer weicheren Kreditpolitik
Damit eine weichere monetäre Politik jedoch die Inflation nicht in die Höhe treibt, muss einmal eine mässige Wechselkursentwicklung gesichert sein, was bei einem Zahlungsbilanzüberschuss kein Problem sein sollte. Als zweites müssen jedoch die Lohnerhöhungen in Grenzen gehalten werden. Was die überhöhten Forderungen der Gewerkschaften jetzt bremst, ist an erster Stelle die Rezession, und an zweiter die Tatsache, dass die ZB den Staat begrenzt finanziert, so dass im staatlichen Bereich auch vorsichtiger gewirtschaftet werden muss. Innen- und Transportminister Florencio Randazzo hat letzte Woche ein wichtiges Signal gegeben, als er sich den Forderungen der Gewerkschaft der Sarmiento-Vororteisenbahn (geleitet von Rubén „Pollo“ Sobrero) frontal widersetzte, und von Arbeitsminister Carlos Tomada erreichte, dass eine zeitlich begrenzte obligatorische Schlichtungspause eingeführt wurde. Es bedarf jedoch noch weiterer Signale in diesem Sinn. Lohnerhöhungen von bis zu 30%, die die Regierung als letzte Richtlinie aufgestellt hat, sind schon zu viel. Doch mit 40%, wie es Sobrero fordert, bricht die ganze Lohnpolitik zusammen, und dann verbleibt eben nur noch die Rezession als Bremse, um den Weg in die Hyperinflation rechtzeitig zu vermeiden, der zu einer noch viel akuteren Rezession führen würde.
Die Überwindung der verfahrenen Lage ist somit gewiss nicht so schwierig. Sie hängt eben nur davon ab, dass auch CFK ihre primitiven Vorurteile bei Seite lässt. Doch das scheint für sie sehr schwierig. Hat ihr Kicillof einigermassen klar erklärt, was wir hier darstellen? Oder ist ihm diese Problematik auch nur halbwegs klar? Auf alle Fälle kann man erwarten, dass der zunehmende Druck der Politiker der eigenen Mannschaft eine gewisse Wirkung hat. Kein Politiker will einen Amoklauf.
Die Einrenkung der Lage wird noch dadurch erleichert, dass für dieses Jahr eine Rekordernte von Getreide und Ölsaat erwartet wird, die laut Landwirtschaftsminister Casamiquela 108 Mio. Tonnen erreichen werde, gegen 103 bis 105 Mio. im Vorjahr, mit einem höheren Anteil an Sojabohne (über 55 Mio. Tonnen), die einen viel höheren Preis als andere Arten hat, wobei auch die Preise allgemein etwas besser sind. Hinzu kommt dann noch, dass ein „Niño-Phänomen“ erwartet wird, d.h., dank dem sich die warme Pazifikströmung in den kommenden Monaten wieder der südamerikanschen Küste nähert, was zu mehr Wasserverdunstung und infolgedessen zu mehr Regen in Argentinien u.a. Ländern führt. Und das macht eine noch höhere Ernte im Jahr 2015 möglich.